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MDR-937826-2025-5 Wien, 13. August 2025 

Entwurf einer Verordnung des Bundesministers 
für Wirtschaft, Energie und Tourismus, mit der 
die Verordnung über die Verlängerung der 

Nacheichfrist für Elektrizitätszähler und 
elektrische Tarifgeräte geändert wird, 
Begutachtung, 

Stellungnahme; 

zu GZ: 2025-0.392.312  

  

 

Zu dem mit Schreiben vom 3. Juli 2025 übermittelten Entwurf einer Verordnung über die Verlänge-

rung der Nacheichfrist für Elektrizitätszähler und elektrische Tarifgeräte wird seitens des Amtes der 

Wiener Landesregierung wie folgt Stellung genommen: 

 

Zu § 1 Abs. 2 i. V. m. Punkt 5.1.1. des Anhangs und Punkt 5.3.3. des Anhangs: 

Im Hinblick auf die Kund*innenverfügbarkeit wird die Konsequenz, dass der gesamte Ladeverbund 

als fehlerhaft gilt, sobald auch nur einer seiner Ladetarifgeräte bzw. Einrichtungen nicht den Anfor-

derungen der gegenständlichen Verordnung entspricht, kritisch gesehen. Sollte beispielsweise ein 

Ladepunkt eines zu einem Los zusammengefassten „Keba“ Ladeverbundes einen Fehler aufweisen, 

erhielte der gesamte Ladeverbund keinen Eichstempel. Es wird daher vorgeschlagen, den Verord-

nungsentwurf dahingehend anzupassen, dass nicht die Gesamtheit, sondern nur das jeweilige Lade-

tarifgerät als fehlerhaft gilt. 

 

Zu § 2 Abs. 3: 

Den Erläuterungen zufolge wird die Wortfolge „den Ort der Prüfung und“ in § 2 Abs. 3 im zweiten 

Satz nach dem Wort „Antrag“ eingefügt, weil Ladetarifgeräte - im Gegensatz zu Elektrizitätszählern 

und elektrischen Tarifgeräten, bei welchen die Prüfungen in Prüfräumen erfolgen - oftmals am Auf-

stellungsort zu prüfen sein werden. Da also eine Prüfmöglichkeit vor Ort zu gewährleisten ist, stellt 

sich nunmehr die Frage, wie der Prüfstand genau definiert ist. Es wird daher eine Klarstellung ange-

regt, ob es sich beim Prüfstand um den Stellplatz bei der Ladestation handelt oder um den gesamten 

Standort im Falle eines Ladeverbundes. 

 

Zu Punkt 2.1. des Anhangs: 

In den Erläuterungen wird ausgeführt, dass auch Ladetarifgeräte zu Losen zusammengefasst wer-

den dürfen, die sowohl Wechselstrom (AC)- und Gleichstrom (DC)-Ladepunkte umfassen, vorausge-
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setzt, dass diese jeweils nur einer Bauart (Zulassung, Baumusterprüfbescheinigung, etc.) entspre-

chen und zur gleichen Genauigkeitsklasse gehören. Dadurch wird jedoch zum einen nicht klarge-

stellt, ob mit „gleicher Bauart“ ein identes Gerät gemeint ist oder auch ein Gerät gleicher Bauart aber 

mit abweichendem Stecker (beispielsweise im DC-Bereich CCS2 / CHAdeMO) erfasst sein könnte. 

Zum anderen ist unklar, ob Ladestationen in Master-Client Topologie zusammengefasst werden 

können. Es wird daher angeregt klarzustellen, dass auch Master und Client Geräte mit identer Ge-

nauigkeitsklasse in ein Los aufgenommen und auch baugleiche Geräte mit verschiedenen Steckern 

zusammengefasst werden dürfen (Bsp. „Keba“). 

 

Zu Punkt 5.3.3. des Anhangs: 

Hinsichtlich des Prüfverfahrens für Ladetarifgeräte geht aus dem Verordnungstext nicht eindeutig 

hervor, ob die Verkehrsfehlergrenze durch die Abweichung eines vorgegebenen Prozentsatzes von 

Imax ersetzt wird. Es wird daher angeregt, dahingehend eine Klarstellung zu treffen. Aus redaktio-

neller Sicht darf schließlich darauf hingewiesen werden, dass in der vorgeschlagenen Fassung in der 

Textgegenüberstellung zu § 3 Abs. 1 zweiter Satz im Vergleich zum Verordnungsentwurf selbst nach 

dem Wort „wenn“ die Wortfolge „eine Gesamtverantwortliche bzw.“ fehlt und zu § 6 Abs. 4 die Jah-

reszahl in der angeführten Nr. des BGBl II von jener des Entwurfes abweicht (2024 statt 2025). 

 

 

Andreas Hankiewicz, LL.B.(WU) LL.M.(WU) Für den Landesamtsdirektor 

 

 (elektronisch gefertigt) 

 

 Mag.a Sylvia Bukovacz, LL.M. 

 Obersenatsrätin 

 

 

Ergeht an: 

1. alle Ämter der Landesregierungen 

2. Verbindungsstelle der Bundesländer 

3. MA 63 (zur ZI. MA63-960397-2025) 

mit dem Ersuchen um Weiterleitung 

an die einbezogenen Dienststellen 

4. MA 53 

zur Veröffentlichung auf der 

Stadt Wien-Website 
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